
23. Jahrgang Montag, den 14. Dezember 2020 Nummer 3

Amtsblatt 
des Abwasserzweckverbandes Körkwitz

Amtliche Mitteilungen und Informationen des Abwasserzweckverbandes Körkwitz

Öffentliche Bekanntmachung
Satzung über die Erhebung von Beiträgen 

für die Schmutzwasserbeseitigung des Abwasserzweckverbandes Körkwitz
- Schmutzwasserbeitragssatzung –

Aufgrund der §§ 5 und 150 ff. der Kommunalverfassung für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13.07.2011 (GVOBl. M-V Seite 777) zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 23.07.2019 (GVOBl. M-V Seite 467) 
und der §§ 1, 2, 7 und 9 des Kommunalabgabengesetzes M-V 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.04.2005 (GVOBl. 
M-V Seite 146), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.06.2019 
(GVOBl. M-V Seite 180) und § 24 der Satzung über die Abwas-
serentsorgung der Grundstücke und den Anschluss an die öf-
fentliche Abwasseranlage des Abwasserzweckverbandes Körk-
witz vom 18.01.2012 hat die Verbandsversammlung des Abwas-
serzweckverbandes Körkwitz in ihrer Sitzung am 12.11.2020 
nachstehende Satzung über die Erhebung von Beiträgen für 
die Schmutzwasserbeseitigung des Abwasserzweckverbandes 
Körkwitz (Schmutzwasserbeitragsatzung) beschlossen:

§ 1
Herstellungsbeitrag

(1)  Der Zweckverband erhebt zur Deckung des Aufwandes für 
die Anschaffung und Herstellung der notwendigen öffentli-
chen Einrichtungen zur leitungsgebundenen Schmutzwasse-
rentsorgung einen Herstellungsbeitrag. 

(2)  Zu dem Aufwand, der durch Beiträge gedeckt wird, gehört 
der Aufwand für die Herstellung
a)  des Klärwerks,
b) von Druckentwässerungsanlagen, Sammlern, einzelnen 

Druckrohrleitungen, Pumpwerken,
c)  von jeweils einem Anschlusskanal zu den einzelnen 

Grundstücken mit Nebeneinrichtungen, nicht jedoch der 
Aufwand für die auf dem Grundstück herzustellenden 
Abwasseranlagen (z. B. Hausanschlussleitung und Reini-
gungsschacht).

(3)  Mit dem Beitrag ist der Aufwand für die Herstellung des je-
weils ersten Grundstücksanschlusses abgegolten. Zusätz-
lich herzustellende Grundstücksanschlüsse werden nach 
tatsächlichem Aufwand als öffentlichrechtlicher Erstattungs-
anspruch abgerechnet.

(4)  Zum beitragsfähigen Aufwand gehört nicht der Aufwand, der 
durch Leistungen und Zuschüsse Dritter gedeckt wird. 

§ 2
Gegenstand der Beitragspflicht

(1)  Der Beitragspflicht zur Deckung des Gesamtaufwands nach 
§ 1 Abs. 2 unterliegen alle Grundstücke, die über eine An-
schlussleitung an die Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
angeschlossen werden können und 

a) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist, sobald und soweit sie bebaut oder gewerblich 
genutzt werden dürfen; 

b) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, wenn sie nach der Verkehrsauffassung 
Bauland sind und nach der geordneten baulichen Ent-
wicklung der Mitglieder des Zweckverbandes zur Bebau-
ung oder gewerblichen Nutzung anstehen oder wenn sie 
bebaut sind.

(2)  Wird ein Grundstück über eine Anschlussleitung an die 
Schmutzwasseranlage tatsächlich angeschlossen so unter-
liegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Vorausset-
zungen des Abs. 1 nicht erfüllt sind.

(3)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jeder katastermäßig 
abgegrenzte Teil der Erdoberfläche, der auf einem beson-
deren Grundbuchblatt oder auf einem gemeinschaftlichen 
Grundbuchblatt unter einer besonderen Nummer im Ver-
zeichnis der Grundstücke aufgeführt ist. 

§ 3
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen werden 
kann, § 2 Abs. 1, frühestens jedoch mit Inkrafttreten der er-
sten wirksamen Satzung.

(2)  Im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem 
Anschluss an die öffentliche Schmutzwasserbeseitigungs-
anlage, frühestens jedoch mit dem Inkrafttreten der ersten 
wirksamen Satzung.

§ 4
Beitragsmaßstab

(1)  Der Herstellungsbeitrag für die Schmutzwasserbeseitigung 
wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenbeitrag errech-
net. 

 Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitra-
ges werden für das erste Vollgeschoss 25%, für jedes wei-
tere Vollgeschoss 15% der Grundstücksfläche in Ansatz ge-
bracht. 

 Als Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung gelten alle Ge-
schosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m 
über die Geländeroberfläche hinausragt und die über min-
destens zwei Drittel der Grundfläche des darunter liegenden 
Geschosses oder, wenn kein darunter liegendes Geschoss 
vorhanden ist, zwei Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe 
von mindestens 2,30 m haben. Zwischenböden und Zwi-
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schendecken, die unbegehbare Hohlräume von einem Ge-
schoss abtrennen, bleiben bei der Anwendung von Satz 1 
unberücksichtigt. 

 Soweit die Geländeoberfläche nicht in einem Bebauungsplan 
festgesetzt oder in der Baugenehmigung oder Teilbaugeneh-
migung bestimmt ist, gilt die Höhe der natürlichen Gelän-
deoberfläche.

 Bei Geschossen, die vor dem 30.04.1994 entsprechend den 
Anforderungen früheren Rechts errichtet wurden, müssen die 
Mindesthöhen nach Satz 1 nicht erreicht werden; weisen die 
in einem solchen Gebäude vorhandenen Geschosse schräge 
Wände auf, gelten sie dann als Vollgeschoss, wenn sie über 
mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche die lichte Höhe des 
darunter liegenden Geschosses aufweisen. 

(2)  Als bevorteilte Grundstücksfläche gilt:

a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes 
liegen, die gesamte im Plangebiet liegende Fläche, für die 
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist; 

b)  bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebau-
ungsplanes hinausreichen, die Fläche gemäß Buchstabe 
a. sowie die Fläche außerhalb der Grenze des Bebau-
ungsplanes, höchstens jedoch die Fläche zwischen der 
der Straße zugewandten Grundstücksgrenze und einer 
im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen. Liegt 
das Grundstück an mehreren Straßen, so ist die Tiefen-
begrenzung für jede einer Straße zugewandten Grund-
stücksseite jeweils über die gesamte Grundstücksbreite 
anzusetzen. Bei Grundstücken, die nicht an eine Straße 
angrenzen, bleiben Wegeflächen, die lediglich die Ver-
bindung zur Straße herstellen, bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberücksichtigt;

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht 
und die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteils liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche des 
Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der 
der Straße zugewandten Grundstücksgrenze und einer 
im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen. Liegt 
das Grundstück an mehreren Straßen, so ist die Tiefen-
begrenzung von jeder einer Straße zugewandten Grund-
stücksseite jeweils über die gesamte Grundstücksbreite 
anzusetzen. 

 Bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen, 
bleiben Wegeflächen, die lediglich die Verbindung zur 
Straße herstellen, bei der Bestimmung der Grundstück-
stiefe unberücksichtigt;

d) bei Grundstücken, die über die sich aus den Buchsta-
ben a. bis c. ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder 
gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der der 
jeweiligen Straße zugewandten Grundstückseite und ei-
ner Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der 
übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung 
entspricht; 

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonsti-
ge Nutzung (z.B. als Kirchengrundstück, Friedhof, Grün-
fläche, Sportplatz oder Golfplatz) festgesetzt ist oder die 
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 
34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundflä-
che der an die Schmutzwasserbeseitigungsanlage an-
geschlossenen oder neu anschließbaren Baulichkeiten, 
geteilt durch die Grundflächenzahl (GRZ) 0,2, höchstens 
jedoch die tatsächliche Grundstücksgröße. Die unter 
Berücksichtigung des Maßes der Nutzung ermittelten 
Flächen werden den betreffenden Gebäuden dergestalt 
zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Ab-
stand von den Außenwänden der angeschlossenen oder 
anschließbaren Gebäude verlaufen (Umgriffsfläche). 

 Sollte hierbei die fiktiv ermittelte Grundstücksfläche über 
die tatsächliche Grundstücksfläche hinausgehen, so er-

folgt eine seitliche Verlagerung der Fläche in das Grund-
stück. Die beitragsbelegte Grundstücksfläche wird in 
einem maßstabsgerechten Lageplan eingezeichnet, der 
dem Bescheid beizufügen ist;

f) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 
BauGB) die Grundfläche der an die öffentliche Schmutz-
wasserbeseitigungseinrichtung angeschlossenen Bau-
lichkeiten, geteilt durch die Grundflächenzahl (GRZ) 0,2, 
höchstens jedoch die tatsächliche Grundstücksgröße. 
Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten derge-
stalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen 
Abstand von den Außenwänden der Baulichkeit verlaufen 
(Umgriffsfläche). Die Regelung zu Buchstabe e Sätze 3 
und 4 gelten entsprechend;

g) bei Grundstücken, für die als sonstige Nutzung Camping-
platz festgesetzt ist oder die als Campingplatz genutzt 
werden, 80 % der Grundstücksfläche gemäß § 4 Abs. 1.

(3)  Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 1 gilt:

a)  soweit ein Bebauungsplan besteht, die im Bebauungs-
plan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschos-
se; dies gilt auch bei Grundstücken, die gem. § 33 BauGB 
bebaut werden dürfen;

b) soweit in einem Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschos-
se nicht bestimmt ist, ist die in der näheren Umgebung 
überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhan-
dene Zahl der Vollgeschosse anzusetzen;

c) soweit kein Bebauungsplan besteht und auch keine Be-
bauung gem. § 33 BauGB möglich ist,

aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich 
vorhandenen Vollgeschosse;

bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der nä-
heren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollge-
schosse;

cc)  bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude 
bebaut sind, wird das Kirchengebäude als einge-
schossiges Gebäude behandelt;

d)  bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplät-
ze errichtet werden dürfen sowie bei Grundstücken, für 
die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt 
ist oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tat-
sächlich so genutzt werden (z. B. Sportplätze, Friedhö-
fe, Schwimmbäder, soweit nicht bauordnungsrechtlich 
mehrgeschossig, Fest- und Campingplätze), wird ein Voll-
geschoss angesetzt, sofern nicht im Einzelfall eine höhere 
Vollgeschosszahl festgestellt werden kann.

§ 5
Beitragssatz

Der Beitragssatz für die Herstellung der zentralen öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage beträgt 11,91 EUR je m² 
nutzungsbezogene Grundstücksfläche gemäß § 4.

§ 6
Beitragspflichtiger

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bei-
tragsbescheides Eigentümer des bevorteilten Grundstückes ist. 
Bei einem erbbaubelasteten Grundstück ist der Erbbauberech-
tigte anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. Ist das Grund-
stück mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 
4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch bela-
stet, so ist der Inhaber dieses Rechtes anstelle des Eigentümers 
beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamt-
schuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mitei-
gentumsanteil beitragspflichtig.



Abwasserzweckverband Körkwitz Amtsblatt, Nr. 3 Seite 3

§ 7
Vorauszahlung

(1) Sobald mit der Durchführung von Maßnahmen in einer Mit-
gliedsgemeinde begonnen wird, können von dem Beitrags-
pflichtigen Vorauszahlungen bis zu 80% des Herstellungs-
beitrages verlangt werden.

(2) Eine geleistete Vorauszahlung ist bei der Erhebung des end-
gültigen Beitrages gegenüber der Schuldnerin oder dem 
Schuldner des endgültigen Beitrages zu verrechnen.

(3) Die Vorauszahlungen werden vom Zweckverband nicht ver-
zinst.

§ 8
Fälligkeit

(1) Der Beitrag oder die Vorauszahlung wird durch Bescheid 
festgesetzt.

(2) Der Beitrag oder die Vorauszahlung wird einen Monat nach 
Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 9
Ablösung des Herstellungsbeitrags

Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehen der Beitragspflicht 
abgelöst werden. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrages richtet sich nach der 
Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrags. 

§ 10
Auskunfts- und Duldungspflichten

(1)  Die Beitragspflichtigen haben dem Zweckverband jede Aus-
kunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung des 
Herstellungsbeitrages nach dieser Satzung erforderlich ist.

(2)  Beauftragte des Zweckverbandes dürfen nach Maßgabe der 
Abgabenordnung Grundstücke betreten, um Bemessungs-
grundlagen für die Beitragserhebung festzustellen oder zu 
überprüfen. Die Beitragspflichtigen haben dies zu ermögli-
chen.

§ 11
Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 17 KAG M-V vom 12.04.2005 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) entgegen § 10 dieser Satzung, die Auskunfts- und Dul-
dungspflicht verletzt;

b)  dem Zweckverband unrichtige oder unvollständige Anga-
ben über Größe, Bebauung oder Nutzung seines Grund-
stücks macht oder die Angaben verweigert. 

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 17.1 Abs. 3 KAG M-V 
mit einer Geldbuße bis zu 5.000 EUR geahndet werden. 

(3) Ordnungswidrigkeiten sind auch Handlungen nach § 17 Abs. 
1 und 2 KAG M-V. Diese Ordnungswidrigkeiten werden nach 
§ 17 Abs. 3 und 4 KAG M-V geahndet.

§ 12 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 20.06.2013 in 
der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 15.09.2016 außer 
Kraft. 

Ribnitz-Damgarten, den 12.11.2020

Vogt
Verbandsvorsteher

Hinweis: 
Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, können diese gemäß § 5 Abs. 5 der Kom-
munalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern nach Ablauf eines Jahres seit dieser öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden. Diese Einschränkung gilt nicht für die Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvor-
schriften.

Ribnitz-Damgarten, den 12.11.2020

gez. Vogt, Verbandsvorsteher
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